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158 Verordnung 
über die Anderung des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 
Vom 12. Juni 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


| Artikel ! f 
Das Genoſſenſchaftsgeſetz wird wie folgt geändert: i e 
1. 8 2 erhält folgende Faſſung: 
Eine Genoſſenſchaft kann errichtet werden: a 
1. als eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht; bei ihr haften die ein⸗ 
zelnen Mitglieder (Genoſſen) für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft dieſer ohne 
Beſchränkung auf eine beſtimmte Summe; 2795 
2. als eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht; bei ihr iſt die Haftpflicht 
der Genoſſen für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft dieſer gegenüber im voraus 
auf eine beſtimmte Summe beſchränkt. f 7 i a 
2. 8 6 Nr. 3 erhält folgenden Abſatz 2: i 

Die Berufung der Generalverſammlung muß durch unmittelbare Benachrichtigung ſämt⸗ 
licher Genoſſen oder durch Bekanntmachung in einer Tageszeitung erfolgen; das Gericht kann 
hiervon Ausnahmen zulaſſen. Die Bekanntmachung im Staatsanzeiger genügt nicht. 

3. § 7 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: i 
1. ob die Genoſſen der unbeſchränkten Haftpflicht oder nur der beſchränkten Haftpflicht 
unterliegen; 
4. § 15 Abſ. 4 Satz 1 erhält folgende Faſſung: a f 

Von der Eintragung hat das Gericht den Genoſſen und den Vorſtand zu benachrichtigen; 

der Genoſſe kann auf die Benachrichtigung nicht verzichten. 5 N 
5. § 33 erhält folgende Faſſung: 

(1) Der Vorſtand iſt verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlichen Bücher der Ge⸗ 
noſſenſchaft geführt werden. - 

(2) Er hat nach Ablauf eines jeden Geſchäftsjahres für dieſes eine Bilanz und eine Gewinn⸗ 
und Verlustrechnung (Jahresabſchluß) ſowie einen Geſchäftsbericht dem Aufſichtsrat mit deſſen 
Bemerkungen der Generalverſammlung vorzulegen. a N a 

(3) Er muß binnen ſechs Monaten nach Ablauf eines jeden Geſchäftsjahres den Jahresab⸗ 
ſchluß für dieſes, die Zahl der im Laufe des Geſchäftsjahres eingetretenen oder ausgeſchiedenen 
ſowie die Zahl der am Schluſſe des Geſchäftsjahres der Genoſſenſchaft angehörigen Genoſſen ver⸗ 
öffentlichen. Die Bekanntmachung ſowie der Geſchäftsbericht nebſt den Bemerkungen des Auf⸗ 
ſichtsrats ſind zu dem Genoſſenſchaftsregiſter einzureichen. Bei kleineren Genoſſenſchaften mit 
einer Mitgliederzahl bis zu 100 Mitgliedern oder mit einer Bilanzſumme bis zu 100 000 Gulden 
findet eine Veröffentlichung nicht ſtatt. Im übrigen kann das Gericht, falls nicht nach den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Falles die Veröffentlichung geboten erſcheint, den Vorſtand auf ſeinen 
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Antrag von der Verpflichtung zur Veröffentlichung befreien, ſofern glaubhaft gemacht wird, daß 
die Koſten der Veröffentlichung im offenbaren Mißverhältniſſe zu der Vermögenslage der Ge⸗ 
noſſenſchaft ſtehen würden. Findet eine Veröffentlichung gemäß Satz 3, 4 nicht ſtatt, ſo ſind an 
Stelle der Bekanntmachung eine Abſchrift des Jahresabſchluſſes ſowie eine Erklärung über die 
Zahl der Genoſſen nach Maßgabe des Satzes 1 zu dem Genoſſenſchaftsregiſter einzureichen. 


8 A : 33 werden Br Vorſchriften eingefügt: 
SE Eine $ 33a 


In beim Geschäftsbericht md‘ der Vermögensſtand und die Verhältniſſe der Genoſſenſchaft 
zu N und der eee zu erläutern. Bei der Erläuterung 8 le 
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.) Für die. Aüſſtenng des Jahresabſchluſſes kommen, ſoweit nicht in den 88 33 c bis h 
ein anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften des Vierten Abſchnitts des Erſten Buches des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs und im übrigen die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung 
zur Anwendung. 

(2) Der Jahresabſchluß iſt ſo klar und überſichtlich len daß er den Beteiligten einen 
on . a in die Lage der Genoſfenſchaft . 


W Se § 33 c 
Für den Anſatz der en Poſten der Jahresbilanz gelten folgende Vorſchriften: 

1) Anlagen und andere Vermögensgegenſtände einſchließlich Wertpapiere, die dauernd zum 
Geſchäftsbetriebe der Genoſſenſchaft beſtimmt ſind, dürfen höchſtens zu den Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungskoſten angeſetzt werden. Bei der Berechnung der Herſtellungskoſten dürfen 
in angemeſſenem Umfang Abſchreibungen berückſichtigt und angemeſſene Anteile an den Be⸗ 

triebs⸗ und Verwaltungskoſten eingerechnet werden, die auf den Zeitraum der Herſtellung 

entfallen; Betriebskoſten gelten hierbei nicht als Beſtandteile der Betriebs- und Verwaltungs⸗ 
koſten. 

f Anlagen und Gitdere Verniötel s gegenstände die dated zum Geſchäftsbetriebe der 

Genoſſenſchaft beſtimmt find, dürfen ohne Rückſicht auf einen geringeren Wert zu den An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten angefeßt werden, wenn der Anteil an dem etwaigen 
Wertverluſt, der ſich bei ſeiner Verteilung auf die mutmaßliche Geſamtdauer der Verwendung 
oder Nutzung für den einzelnen Bilanzabſchnitt ergibt, in Abzug oder in der Form von 
Wertberichtigungspoſten in Anſatz gebracht wird. Bei der Berechnung der Herſtellungs⸗ 
koſten findet die Vorſchrift des $ 1 Satz 2 Anwendung. 

Wertpapiere, die dauernd zum Geſchäftsbetriebe der Genoſſen ſchaft beſtimmt ſind, dürfen 
ohne Rückſicht auf einen geringeren Wert zu den Anſchaffungskoſten angeſetzt werden, ſoweit 
nicht die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung Abſchreibungen auf die Anſchaffungs⸗ 
koſten erforderlich machen. 

2) Wertpapiere und andere Vermögensgegenſtände, die nicht dauernd zum Geschäftsbetrieb der 

Geenoſſenſchaft beſtimmt find, ſowie Waren dürfen höchſtens zu den Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten angeſetzt werden. Bei der Berechnung der Herſtellungskoſten 1 5 die Vor⸗ 
Ihr: des Nr. 1 Abſ. 1 Satz 2 Anwendung. 

Sind die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten höher als der Börſen⸗ oder Markt⸗ 
preis am Bilanzſtichtage, ſo iſt höchſtens dieſer Börſen⸗ oder Marktpreis anzuſetzen. 

Überfteigen die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten falls ein Börſen⸗ oder Markt⸗ 
preis nicht feſtzuſtellen iſt, den Wert, der den . am Bilanzſtichtage beizulegen 
iſt, ſo iſt höchſtens dieſer Wert anzuſetzen. 

3) Die Koſten der Gründung dürfen nicht als Aktiven eingeſetzt werden. 


) Für den Geſchäfts⸗ oder Firmenwert darf ein Poſten unter die Aktiven nicht eingeſetzt 
werden. Überſteigt jedoch die für die Übernahme eines Unternehmens bewirkte Gegenleiſtung 
die Werte der einzelnen Vermögensgegenſtände des Unternehmens im Zeitpunkt der Über⸗ 
nahme, fo darf der Anterſchied geſondert unter den Aktiven aufgenommen werden. 
ee Der eingeſetzte Aktivpoſten iſt durch angemeſſene jährliche Abſchreibungen zu tilgen. 
12521550 Anleihen der Genoſſenſchaft ſind mit ihrem Rückzahlungsbetrag unter die Paſſiven aufzu⸗ 
nehmen. It der Rückzahlungsbetrag höher als der Aufgabepreis, ſo darf der Unterſchied 
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geſondert unter die Aktiven aufgenommen werden. Der eingeſetzte Aktivpoſten iſt durch jähr⸗ 
liche Abſchreibungen zu tilgen, die auf die geſamte Laufzeit der Anleihe verteilt werden dürfen. 
1 Der Betrag der Geſchäftsguthaben der Genoſſen iſt unter die n einzuſetzen. i 


§ 33 d 
09 In der Jahresbilanz ſind, ſoweit nicht der Geſchäftszweig der Genoſſefſchaft eine ab⸗ 
weichende Gliederung bedingt, unbeſchadet einer weiteren Gliederung folgende Poſten beſonders 
auszuweiſen: 
A. Auf der Seite der Aktiven: 


I. Anlagevermögen. 
1. Unbebaute Grundſtücke; 
2. Bebaute Grundſtücke: 
a) dem Geſchäftsbetriebe der Senoffenft dienende Grundstücke; 
b) ſonſtige Grundſtücke; 
3. Maſchinen und maſchinelle Anlagen; 
4. Werkzeuge, Betriebs⸗ und Geſchäftsinventar; 
5. Konzeſſionen, Patente, Lizenzen, Marken⸗ und ähnliche Rechte. 
II. Beteiligungen einſchließlich der zur Beteiligung beſtimmten Wertpapier 
III. Umlaufsvermögen. 
1. Roh⸗, Hilfs⸗ und Betriebsitoffe; 
2. halbfertige Erzeugniſſe; 
3. fertige Erzeugniſſe, Waren; 
4. Wertpapiere, ſoweit ſie nicht unter II oder III Nr. 10 oder 1¹ aufzuführen ſind; 
5. der Genoſſenſchaft zuſtehende Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden 
6. Forderungen aus der Kreditgewährung an Genoſſen; 
7. von der Genoſſenſchaft geleiſtete Anzahlungen; 
8. Forderungen auf Grund von Warenlieferungen und Leiſtungen; 
9. Forderungen an abhängige Unternehmungen und Konzernunternehmungen; 
10. Wechſel; ä 
11. Schecks; 
12. Kaſſenbeſtand einſchließlich Guthaben bei Notenbanken und Bonfgedgutgaben; 
13. andere Bankguthaben. 
IV. Poſten, die der Rechnungsabgrenzung Hans 
B. Auf der Seite der Paſſiven: 
J. Der Betrag der Geſchäftsguthaben der Genoſſen; der Betrag der Oeinäftsqutioben der 
ausgeſchiedenen Genoſſen iſt geſondert anzugeben. i je 
II. Reſervefonds: 
1. Der nach § 7 Nr. 4 zu bildende Reſervefonds; 
2. andere Reſervefonds. 
III. Rückſtellungen. 
IV. Wertberichtigungspoſten. 
V. Verbindlichkeiten: 
1. Anleihen der Genoſſenſchaft unter Anführung ihrer etwaigen ee Sicherung; 
2. auf Grundſtücken der Genoſſenſchaft laſtende Hypotheken, ſoweit ſie nicht Sicherungs⸗ 
hypotheken find oder zur Sicherung von Anleihen dienen, Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden; 5 . 
3. Einlagen: 5 
a) Einlagen in laufender Rechnung; 
b) Spareinlagen; i 
.der Genoſſenſchaft von Arbeitern und Angeitellten gegebenen Bfandgeiber 
. Anzahlungen von Kunden; 
Verbindlichkeiten auf Grund von Warenlieferungen und Leiſtungen; 
Verbindlichkeiten gegenüber abhängigen Unternehmungen und Konzernunternehmungen; 
Verbindlichkeiten aus der Annahme von gezogenen Wechſeln und der Ausſtellung 
eigener Wechſel; i 5 5 Se 2 
9. Verbindlichkeiten gegenüber Banken. 
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VI. Poſten, die der Rechnungsabgrenzung dienen. i 

(2) Der Reingewinn oder Reinverluſt des Jahres iſt am Schlusſ ſe der Bilanz ungeteilt und 
vom vorjährigen Gewinn oder Verluſtvortrage geſondert auszuweiſen. 

(3) Beim Anlagevermögen und bei den Beteiligungen ſind die auf die einzelnen Poſten ent⸗ 
fallenden Zu- und Abgänge geſondert aufzuführen. Die Verrechnung von Forderungen mit Ver⸗ 
bindlichkeiten iſt unzuläſſig. Entſprechendes gilt für Grundſtücksrechte und -belaſtungen, denen eine 
perſönliche Forderung nicht zugrunde liegt. Die Beträge der Reſervefonds, der Rückſtellungen 
und der Wertberichtigungspoſten dürfen nicht unter den Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft auf⸗ 
geführt werden. Fallen Forderungen oder Verbindlichkeiten unter mehrere Poſten, ſo iſt bei dem 
Poſten, unter dem ſie ausgewieſen werden, die Mitzugehörigkeit zu den anderen Poſten zu ver⸗ 
merken, ſoweit dies zur klaren und überſichtlichen Bilanzierung erforderlich iſt. 

(4) In Jahresbilanzen, die mit einem Geſamtbetrage von mehr als Einhunderttauſend 
Gulden abſchließen, ſind auf der Seite der Aktiven unter Umlaufsvermögen geſondert auszuweiſen 
die Forderungen an Mitglieder des Vorſtandes, des Aufſichtsrates, an Perſonen, denen der Betrieb 
von Geſchäften der Genoſſenſchaft ſowie die Vertretung der Genoſſenſchaft in bezug auf die Ge⸗ 
ſchäftsführung zugewieſen iſt ($ 42), ſowie ferner die Forderungen an einen Dritten, der für 
Rechnung einer dieſer Perſonen handelt. Die Beträge der Forderungen können in einer Summe zu⸗ 
ſammengefaßt werden. 

s § 33e i 

(1) Rückſtändige Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil ſind entweder in der Bilanz zu dem 
Nennwert mit dem gleichen Betrage auf der Seite der Aktiven und der Paſſiven je geſondert ein⸗ 
zuſetzen oder in einem Vermerk zu der Bilanz auszuweiſen. 

(2) Giroverbindlichkeiten, Verbindlichkeiten aus Bürgſchaften, Wechſel⸗ und Scheckbürgſchaften 
ſowie aus Garantieverträgen ſind, auch ſoweit ihnen gleichwertige Rückgriffsforderungen gegen⸗ 
überſtehen, in voller Höhe in der Bilanz zu vermerken. 

8 33 f 

00 In der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung ſind, ſoweit nicht der Geſchäftszweig der Genoſſen⸗ 
ſchaft eine abweichende Gliederung bedingt, unbeſchadet einer weiteren Gliederung folgende Poſten 
geſondert auszuweiſen: 

J. Auf der Seite der Aufwendungen: 

. Löhne und Gehälter; 

. ſoziale Abgaben; 

Abſchreibungen auf Anlagen; 

. andere Abſchreibungen; 

Sinfen; 

Beſitzſteuern der Genoſſenſchaft; 

. alle übrigen Aufwendungen mit Ausnahme der Aufwendungen für Roh⸗, Hilfs⸗ und 
Betriebsſtoffe, bei Handelsbetrieben mit Ausnahme der Aufwendungen für die bezogenen 
Waren. 

II. Auf der Seite der Erträge: 

1. der Betrag, der ſich nach Abzug der Aufwendungen, für Roh-, Hilfs⸗ und Betriebsstoffe, 
bei Handelsbetrieben nach Abzug der Aufwendungen für die bezogenen Waren ſowie nach 
Abzug der unter 2 bis 5 geſondert auszuweiſenden Erträge u: 

. Erträge aus Beteiligungen; 

Zinſen und ſonſtige Kapitalerträge; 

außerordentliche Erträge; 

außerordentliche Zuwendungen. 

(2) Der Reingewinn oder Reinverluſt des Jahres iſt am Schluſſe der Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
"On ungeteilt und vom vorjährigen Gewinn⸗ oder e geſondert auszuweiſen. 


8 33 g 
Der Senat wird ermächtigt, für die Aufſtellung des Jahresabſchluſſes Formblätter mit der 
Maßgabe vorzuſchreiben, daß die Bilanz und die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung Se nach den 
. der SS 33 d bis 33 f nach dieſen Formblättern zu gliedern ſind. 


8 $ 33h 

Auf eine Verletzung der Vorſchriften der SS 33d bis f ſowie auf eine Nichtbeachtung von 
Formblättern kann, wenn hierdurch die Klarheit des Jahresabſchluſſes nur unweſentlich beeinträch⸗ 
tigt wird, eine Anfechtung nicht begründet werden. a 
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§ 43 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: ö 

Die Generalverſammlung beſchließt über den Jahresabſchluß und den auf die Genoſſen 
fallenden Betrag des Gewinns oder des Verluſtes ſowie über die Entlaſtung des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrats. 


. 848 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Die Generalverſammlung beſchließt über den Jahresabſchluß und den auf die Genoſſen 
fallenden Betrag des Gewinns oder des Verluſtes ſowie über die Entlaftung des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrats. 

Der Jahresabſchluß ſowie der Geſchäftsbericht nebſt den Bemerkungen des Aufſichtsrats ſollen 
mindeſtens eine Woche vor der Verſammlung in dem Geſchäftsraume der Genoſſenſchaft oder an 
einer anderen durch den Vorſtand bekanntzumachenden geeigneten Stelle zur Einſicht der Genoſſen 
ausgelegt oder ihnen ſonſt zur Kenntnis gebracht werden. Jeder Genoſſe iſt berechtigt, auf ſeine 
Koſten eine Abſchrift des Jahresabſchluſſes, des Geſchäftsberichts und der Bemerkungen des Auf⸗ 
ſichtsrats zu verlangen. 


8 58 erhält folgende Faſſung: 


Die Einrichtungen der Genoſſenſchaften und die Geſchäftsführung derſelben in allen Zweigen 
der Verwaltung ſind der Prüfung durch einen Danziger Reviſionsverband zu unterwerfen. 
§ 54 erhält folgende Faſſung: 

Über die Zugehörigkeit einer Genoſſenſchaft zu einem der Danziger Reviſionsverbände ent⸗ 
ſcheidet der Senat. 
§ 57 erhält folgende Faſſung: 

Das Statut des Reviſionsverbandes und deſſen Anderungen ſowie die Beſtellung des Vor⸗ 
ſtandes und der Reviſoren unterliegen der Genehmigung des Senats. 
§ 58 erhält folgende Faſſung. 

Der Verbandsvorſtand hat das Statut ſowie ein Verzeichnis der dem Verbande angehörigen 
Genoſſenſchaften alljährlich im Monat Januar dem Senat und den Gerichten ($ 10), in deren 
Bezirke die Genoſſenſchaften ihren Sitz haben, einzureichen. 
§ 59 Abſ. 2 und 3 werden wie folgt geändert: : 

Sie find dem Senat unter Einreichung der Tagesordnung mindeſtens eine Woche vorher an⸗ 
zuzeigen. 

Dem Senat ſteht das Recht zu, in die Verſammlung einen Vertreter zu RE 


. 88 61 und 62 werden geſtrichen. 
. Im 8 63 Abf. 1 find die Worte „dem Reviſor“ durch „dem Reviſionsverbande“ zu erſetzen. 
. Im $ 65 wird Abſ. 3 zum Abſ. 4 und vor ihm folgender Abſ. 3 eingefügt: 


(3) Wird die Genoſſenſchaft vor dem Zeitpunkt, zu dem der Austritt nach Abſ. 2 erfolgt wäre, 
aufgelöſt, ſo ſcheidet der Genoſſe nicht aus. Die Auflöſung der Genoſſenſchaft ſteht dem Ausſcheiden 
des Genoſſen nicht entgegen, wenn die Fortſetzung der Genoſſenſchaft beſchloſſen wird. In dieſem 
Falle wird der Zeitraum, währenddeſſen die Genoſſenſchaft aufgelöſt war, bei der Berechnung der 
Kündigungsfriſt mitgerechnet; jedoch ſcheidet der Genoſſe früheſtens zum Schluſſe des Geſchäfts⸗ 
jahres aus, in dem der Beſchluß über die Fortſetzung der Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragen iſt. 

Im 8 72 wird dem Abſ. 1 folgender Halbſatz 2 angefügt: 

der Genoſſe kann auf die Benachrichtigung nicht verzichten. 
§ 75 erhält folgenden Satz 2: 

Wird die Fortſetzung der Genoſſenſchaft beſchloſſen, ſo gilt das Ausſcheiden als zum Schluſſe des 
Geſchäftsjahres erfolgt, in dem der Beſchluß über die Fortſetzung der Genoſſenſchaft in das Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter eingetragen iſt. i 
Hinter $ 79 wird folgender § 79 a eingefügt: 

(1) Iſt eine Genoſſenſchaft durch Beſchluß der Generalverſammlung oder durch Zeitablauf auf⸗ 
gelöſt worden, ſo kann die Generalverſammlung, ſolange noch nicht mit der Verteilung des nach 
Berichtigung der Schulden verbleibenden Vermögens der Genoſſenſchaft unter die Genoſſen be⸗ 
gonnen iſt, die Fortſetzung der Genoſſenſchaft beſchließen; der Beſchluß bedarf einer Mehrheit von 
drei Vierteilen der erſchienenen Genoſſen. Das Statut kann außer dieſer Mehrheit noch andere 
Erforderniſſe aufſtellen. 

(2) Vor der Beſchlußfaſſung iſt der Reviſionsverband, dem die Genoſſenſchaft angeſchloſſen 
iſt, darüber zu hören, ob die Fortſetzung der Genoſſenſchaft mit den rel der Genoſſen ver⸗ 
einbar iſt. N 
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(3) Das Gutachten des Reviſionsverbandes iſt in jeder über die Fortſetzung der Genoſſenſchaft 


n beratenden Generalverſammlung zu verleſen. Dem Reviſionsverbande iſt Gelegenheit zu geben, das 
nr Gutachten in der Generalverſammlung zu vertreten. 


(4) Iſt die Fortſetzung der Genoſſenſchaft nach dem Gutachten des Reviſionsverbandes mit 
den Intereſſen der Genoſſen nicht vereinbar, ſo bedarf der Beſchluß unbeſchadet weiterer Erſchwe⸗ 


rungen durch das Statut einer Mehrheit von drei Vierteilen der Genoſſen in zwei mit einem Ab⸗ 
ſtand von mindeſtens einem Monat aufeinanderfolgenden Generalverſammlungen. 


(5) Die Fortſetzung der Genoſſenſchaft iſt durch den Vorſtand ohne Verzug zur Eintragung 


in das Genoſſenſchaftsregiſter anzumelden. Der Vorſtand hat bei der Anmeldung die Verſicherung 
abzugeben, daß der Beſchluß der Generalverſammlung zu einer Zeit gefaßt iſt, als noch nicht 
N mit der Verteilung des nach der Berichtigung der Schulden verbleibenden Vermögens der Ge⸗ 
nuoſſenſchaft unter die Genoſſen begonnen war. 
120. 


Hinter § 87 wird folgender neuer $ 87a eingefügt: 
(1) Ungeachtet der Auflöfung kann eine Erhöhung des Geſchäftsanteils beſchloſſen werden, 


wenn ſie bezweckt, die Durchführung der Liquidation unter Abwendung des Konkurſes zu ſichern. 


(2) Vor der Beſchlußfaſſung iſt der Reviſionsverband, dem die Genoſſenſchaft angeſchloſſen 


ist dard hören, ob die Erhöhung des Geſchäftsanteils erforderlich iſt, die Durchführung der 


Liquidation unter Abwendung des Konkurſes zu ſichern. Iſt die Genoſſenſchaft einem Reviſions⸗ 


verbande nicht angeſchloſſen, jo wird der Reviſionsverband vom Gericht ($ 10) beſtimmt. 


(8) Das Gutachten des Reviſionsverbandes iſt in jeder über die Erhöhung des Geſchäftsan⸗ 
teils beratenden Generalverſammlung zu verleſen. Dem Reviſionsverbande iſt Gelegenheit zu 


% geben, das Gutachten in der Generalverſammlung zu vertreten. 


(4) Iſt die Erhöhung des Geſchäftsanteils nach dem Gutachten des Reviſionsverbandes nicht 
erforderlich, die Durchführung der Liquidation unter Abwendung des Konkurſes zu ſichern, ſo 


bedarf der Beſchluß unbeſchadet weiterer Erſchwerungen durch das Statut einer Mehrheit von 
drei Vierteilen der Genoſſen in zwei mit einem Abſtand von mindeſtens einem Monat aufeinander⸗ 
folgenden Generalverſammlungen. 


21. 


Hinter $ 112 wird folgender $ 112 a eingefügt: ö 
) Der Konkursverwalter kann mit Zuſtimmung des Gläubigerausſchuſſes über den von 


8 dem Genoffen zu leiſtenden Nachſchuß einen Vergleich abſchließen. Der Vergleich bedarf zu ſeiner 


22. 


28. 


Wirkſamkeit der Beſtätigung durch das Konkursgericht. 

(2) Der Vergleich wird hinfällig, wenn der Genoſſe mit ſeiner Erfüllung in Verzug gerät. 
8.113. Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: ; 
Die Vorſchriften der SS 106 bis 112a gelten auch für die Zuſatzberechnung. 


Hinter 8 115 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 5 i 


een | Sa 
Bei einem Konkurſe, deſſen Abwicklung vorausſichtlich längere Zeit in Anſpruch nehmen 
wird, kann der Konkursverwalter mit Genehmigung des Konkursgerichts ſowie des etwa beſtellten 


Gläubigerausſchuſſes die eingezogenen Beträge (8 110) ſchon vor dem im § 115 Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Zeitpunkt im Wege der Abſchlagsverteilung nach den Vorſchriften der SS 149 bis 160 
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der Konkursordnung an die Gläubiger verteilen, aber nur inſoweit, als nach dem Verhältnis 

der Schulden zu dem Vermögen anzunehmen, iſt, daß eine Erſtattung eingezogener Beträge an 

Genoſſen (§ 105 Abſ. 4, § 115 Abſ. 3) nicht in Frage kommt. 8 
Sollte ſich dennoch nach Befriedigung der Gläubiger ein Überſchuß aus der Konkurs⸗ 


maſſe ergeben, ſo ſind die zuviel gezahlten Beträge den Genoſſen aus dem Uberſchuß zu erſtatten. 


$ 128 wird $ 115 b; 
$ 129 wird § 115 c; N 


8 130 wird $ 115d; jedoch mit der Maßgabe, daß es ſtatt „88 128, 129“ heißen muß: „§§ 115b, 


le T 115 C. % 


vn 


Are 
Je 


25. 


Hinter § 115 d wird folgender $ 118 e eingefügt: „ 
(.) Der Abſchluß eines Zwangsvergleichs ($ 173 der Konkursordnung) iſt zuläſſig, ſobald 


der allgemeine Prüfungstermin abgehalten und ſolange nicht das Nachſchußverfahren beendet iſt. 
2) Die Vorſchriften der Konkursordnung über den Zwangsvergleich finden mit folgenden 


Abweichungen Anwendung: 


I. Vor Abſchluß des Zwangsvergleichs muß der Revifionsverband, dem die Genoſſenſchaft 
Aangeſchloſſen iſt, darüber gehört werden, ob der Zwangsvergleich mit den Intereſſen der 


Genoſſen vereinbar iſt; 


* 


26. 


27. 


28. 


29. 
30. 
31. 


32, 


33. 
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2. zum Abſchluß des Zwangsvergleichs iſt erforderlich, daß die Gläubiger, die Mitglieder der 
Genoſſenſchaft ſind, und die Gläubiger, die es nicht ſind, geſondert mit den im 8 38%; der 
Konkursordnung feſtgeſetzten Mehrheiten zuſtimmen; 

3. der Zwangsvergleich kann wegen unredlichen oder leichtſinnigen Verhaltens 25 Borftandes 
(8 187 der Konkursordnung) nur verworfen werden, wenn ein erheblicher Teil der Benalien 
das Verhalten des Vorſtandes gekannt hat; 

4. der Zwangsvergleich wird vom Konkursverwalter durchgeführt; die SS 105 bis usa, 141 
finden Anwendung; 

5. eine Zwangsvollſtreckung aus dem rechtskräftig beſtätigten 0 gegen einen 
Dritten, der neben der Genoſſenſchaft ohne Vorbehalt der Einrede der Voxausklage Ver⸗ 
pflichtungen übernommen hat ($ 194 der Konkursordnung), findet nur ſtatt, wenn der Dritte 
die Verpflichtungserklärung in öffentlich beglaubigter Form gegenüber Nn. Gericht oder 
mündlich in dem Vergleichstermin abgegeben hat; 

6) der Zwangsvergleich wird hinfällig, wenn der Konkursverwalter dem Gericht 1 abo 
der Vergleich nicht friſtgemäß erfüllt iſt; bezieht ſich die Anzeige auf Abſchlags⸗ oder Raten⸗ 
zahlungen, ſo entſcheidet das Gericht nach freiem Ermefſen, ob der Zwangsvergleich hinfällig 
wird. Die Anzeige kann erſt zwei Wochen nach Ablauf des im Vergleich beſtimmten Zah⸗ 
lungstages erfolgen. Wird der Zwangsvergleich hinfällig, ſo wird das Aon free fa hre ohne: 
Rückſicht auf den Zwangsvergleich fortgeſetzt; 


7) das Konkursverfahren wird erſt aufgehoben, wenn der Konkursverwalter 8 Gereiöt, an⸗ 


zeigt, daß der Zwangsvergleich erfüllt iſt. 
§ 116 erhält folgende Faſſung: x 

Das Konkursverfahren iſt auf Antrag des Vorſtandes einzuſtellen, wenn er nach dem Ablauf 
der Anmeldefriſt die Zuſtimmung aller Konkursgläubiger, die Forderungen angemeldet haben, 
beibringt und nachweiſt, daß andere Gläubiger nicht bekannt ſind. Inwieweit es der Zuſtimmung 
oder der Sicherung von Gläubigern bedarf, deren Forderungen angemeldet, oben: nicht: fettgeſtellt 
ſind, entſcheidet das Konkursgericht nach freiem Ermeſſen. Hackl bellen 900 
§ 120 erhält folgende Faſſung: 

Die Beitrittserklärungen ($ 15) müſſen die ausdrückliche Bemerkung enthalten, aß bie ein⸗ 
zelnen Genoſſen verpflichtet ſind, die in dem Statut der Genoſſenſchaft beſtimmten Einzahlungen 


auf den Geſchäftsanteil zu machen und der Genoſſenſchaft die zur Befriedigung ihrer Gläubiger 


erforderlichen Nachſchüſſe ohne Beſchränkung auf eine beſtimmte Summe nach Maßgabe des Ge⸗ 
ſetzes zu leiſten. 
§ 121 erhält folgende Faſſung: 

(1) Sobald ſich bei der een ergibt, daß das Vermögen der Genoſſenſchaft ein⸗ 
ſchließlich des Reſervefonds und der ſonſtigen zur Deckung von Verluſten beſtimmten Reſerven ſowie 
der Geſchäftsguthaben zur Deckung der Schulden nicht ausreicht, hat der Vorſtand die RT: 
ſammlung zur Beſchlußfaſſung, ob die Genoſſenſchaft aufgelöſt werden ſoll, zu berufen. 5 

(2) Für den Fall, daß die Auflöſung beſchloſſen wird, iſt zugleich die im 8 104 esitaeiäßene 
Beſchlußfaſſung herbeizuführen. 

Die SS 122 bis 127 werden aufgehoben. Die Uberſchrift vor § 126 „II. Für Genoſſenſchaften 
mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht“ fällt fort. 

In der Überſchrift vor §8 131 muß es ſtatt „III.“ a . 2 

§ 131 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: Wan 

Bei Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht darf die Haftſumme der re Geſoſſer 
(§ 2), ſoweit ſich nicht aus § 139 a ein anderes ergibt, nicht niedriger als der Geſchäftsanteil fein. ; 
Hinter § 131 wird folgender § 131 a eingefügt: 5 

Die Beitrittserklärungen ($ 15) müſſen die ausdrückliche Bemerkung enthalten, daß die ein⸗ 2 


zelnen Genoſſen verpflichtet ſind, die in dem Statut der Genoſſenſchaft beſtimmten Einzahlungen auf 


den Geſchäftsanteil zu machen und der Genoſſenſchaft die zur Befriedigung ihrer Gläubiger er⸗ 80 
forderlichen Nachſchüſſe bis zu der im Statut fetzgeſetzten Haftſumme nach Maßgabe des Geſetzes 
zu leiſten. 5 ir 
Hinter § 133 wird folgender § 133 a eingefügt: W = 
(d) Die Zerlegung des Geſchäftsanteils und der Haftſumme in gleiche Tait dit Her 12 
Herabſetzung des Geſchäftsanteils oder der Haftſumme im Sinne des $ 22 Abſ. 1 und de = 

(2) Der Beſchluß über eine ſolche Zerlegung bedarf einer Mehrheit von drei Vierkeilen der 5 


in der Generalverſammlung erschienenen Genoſſen. Das Statut mm, noch andere Erf. ) derniſſe auf 5 
ſtellen. = = 
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(3) Vor der Beſchlußfaſſung iſt der Reviſionsverband, dem die Genoſſenſchaft angeſchloſſen 
iſt, darüber zu hören, ob die Zerlegung des Geſchäftsanteils und der Haftſumme mit den Intereſſen 
der Genoſſen vereinbar iſt. 

(4) Das Gutachten des Reviſionsverbandes iſt in jeder über die Zerlegung des Geſchäftsanteils 
und der Haftſumme beratenden Generalverſammlung zu verleſen. Dem Reviſionsverbande iſt Ge⸗ 
legenheit zu geben, das Gutachten in der Generalverſammlung zu vertreten. 

(5) Sit die Zerlegung des Geſchäftsanteils und der Haftſumme nach dem Gutachten des Revi⸗ 
ſionsverbandes mit den Intereſſen der Genoſſen nicht vereinbar, jo bedarf der Beſchluß unbeſchaſdet 
weiterer Erſchwerungen durch das Statut, einer Mehrheit von drei Vierteilen der Genoſſen in 
zwei mit einem Abſtand von mindeſtens einem Monat aufeinanderfolgenden Generalverſamm⸗ 
lungen. 

(6) Sobald der Beſchluß über die fein des Geſchäftsanteils in das Genoſſenſchaftsregiſter 
eingetragen iſt, ſind die Genoſſen mit der ſich aus der Zerlegung ergebenden Zahl von Geſchäfts⸗ 

anteilen beteiligt; die SS 136, 137 finden keine Anwendung. 
34. Hinter $ 139 wird folgender § 139 a eingefügt: 

Nach der Auflöſung der Genoſſenſchaft kann die Haftſumme 585 der Geſchäftsanteil nur 

höchſtens um den Betrag der Haftſumme erhöht werden. 
35. § 141 erhält folgende Faſſung: 

Die einzelnen Genoſſen können über ihre Haftſumme hinaus auf Leiſtung von Nachſchüſſen 
nicht in Anſpruch genommen werden. 

36. In der Überſchrift vor § 143 muß es ſtatt „IV.“ heißen: „III.“. 
37. Die SS 143, 144, 145 erhalten folgende Faſſung: 


| § 143 
! (1) Eine Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht kann ſich in eine ſolche mit beſchränkter 
Haftpflicht nur unter Beobachtung der Beſtimmungen umwandeln, die für die Verteilung des 
Genoſſenſchaftsvermögens im Falle der Auflöſung maßgebend ſind ($ 82 Abſ. 2, § 90 Abſ. 1 
bis 3). 
(2) Die Vorſchriften des § 133 Abſ. 2 finden er Anwendung. 


§ 144 
Zu dem Beſchluß auf Umwandlung einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht in eine 
ſolche mit unbeſchränkter Haftpflicht bedarf es einer Mehrheit von drei Vierteilen der in der Ge⸗ 
neralverſammlung erſchienenen Genoſſen. Das Statut kann noch andere Erforderniſſe aufſtellen. 


855 N 8 145 

Die Umwandlung (SS 143, 144) iſt auch gegenüber den vor der Eintragung des Beſchluſſes 
in das Genoſſenſchaftsregiſter aus der Genoſſenſchaft Ausgeſchiedenen wirkſam. Im Falle der Um: 
wandlung einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht bleibt die Haftpflicht der ausgeſchiedenen 
um auf ihre bisherige Haftſumme beſchränkt. 


Artikel II 
Übergangsbeſtimmungen 

a Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 15. Juni 1934 in Kraft. 

(2) Soweit nicht im folgenden ein anderes beſtimmt iſt, findet es auch auf Genoſſenſchaften An⸗ 
wendung, die vor ſeinem Inkrafttreten errichtet ſind. 

(8) Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht ſind fortan Genoſſenſchaften mit unbe⸗ 
ſchränkter Haftpflicht. Die Anderung der Firma einer ſolchen Genoſſenſchaft in „Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht“ iſt von Amts wegen im Genoſſenſchaftsregiſter gebührenfrei einzutragen. 

(4) Beſtimmungen des Statuts, die mit den Vorſchriften über die Neugeſtaltung der Genoſſen⸗ 
ſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht und mit beſchränkter Haftpflicht (Artikel Nr. 1, 3, 20, 22, 
23, 25, 28 bis 30) nicht übereinſtimmen, hat der Vorſtand der Genoſſenſchaft dieſen Vorſchriften an⸗ 
zugleichen; eines Beſchluſſes der Generalverſammlung bedarf es nicht. Die zur Angleichung erfor⸗ 
derlichen Anderungen des Statuts ſind bis zum 31. Auguſt 1934 zur Eintragung in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter anzumelden. § 160 des Genoſſenſchaftsgeſetzes findet Anwendung. 

(5) Die Vorſchriften über die Neugeſtaltung der Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht 
und mit beſchränkter Haftpflicht finden auf Genoſſenſchaften, die ſich zur Zeit des Inkrafttretens 
der Verordnung im Konkurſe befinden, keine Anwendung, wenn zu dieſer Zeit drei Monate ſeit dem 
Termin verſtreichen find, in welchem die Nachſchußberechnung für vollſtreckbar erklärt worden iſt. 


— 
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(6) Sit im Statut einer Genoſſenſchaft beitimmt, daß die Berufung der Generalverſammlung 
nur durch Bekanntmachung im Staatsanzeiger zu erfolgen braucht, oder iſt für die Bekanntmachungen 
ein Blatt beſtimmt, das zur Zeit nicht erſcheint, ſo muß die Generalverſammlung, in der in Abän⸗ 
derung des Statuts andere Blätter für die Berufung der Generalverſammlung beſtimmt werden 
ſollen, durch Bekanntmachung in einem der Blätter berufen werden, in denen die Eintragungen in 
das Genoſſenſchaftsregiſter veröffentlicht werden. Veröffentlicht das Regiſtergericht ſeine Eintragungen 
in das Genoſſenſchaftsregiſter nur im Staatsanzeiger, ſo hat es auf Antrag des Vorſtandes ein 
oder mehrere Blätter zu bezeichnen, in denen die Berufung der Generalverſammlung bekanntzu⸗ 
machen iſt. 

(7) Verzichte auf die Benachrichtigung (8 15 Abſ. 4 Satz 1 Halbſ. 2, $ 72 Abſ. 1 Halbſ. 2, 
8 76 Abſ. 3 Schlußſatz, S 137 Abſ. 4 des Genoſſenſchaftsgeſetzes), die vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes erklärt ſind, behalten ihre Wirkſamkeit. 

(8) Für Beitrittserklärungen aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes (58 120, 131 a 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes) bewendet es bei den bisherigen Vorſchriften. 

(9) Beſchlüſſe über eine Erhöhung des Geſchäftsanteils oder eine Erhöhung der Haftſumme aus 
der Zeit vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ſind nicht deshalb unwirkſam, weil ſie nach der 
Auflöſung der Genoſſenſchaft ergangen ſind. 

(10) Gerichtliche Entſcheidungen über die Anzuläſſigkeit ſolcher Beſchlüſſe, die vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung rechtskräftig geworden ſind, bleiben unberührt. Einer erneuten Beſchluß⸗ 
faſſung unter Einhaltung der Vorſchriften in Nr. 10, 23 dieſes Geſetzes ſtehen ſie nicht entgegen. 

(11) Die Vorſchriften der SS 33 bis 33 h find erſtmalig für das Geſchäftsjahr anzuwenden, das 
nach dem 31. Dezember 1933 begonnen hat. Der Beſtimmung von Grundſätzen für die Aufitellung 
der Bilanz durch das Statut ($ 7 Nr. 3 des Genoſſenſchaftsgeſetzes) bedarf es fortan nicht mehr. 
Soweit ſolche Grundſätze beſtimmt ſind, bleiben ſie inſoweit außer Anwendung, als ſie den nach 
Artikel I maßgebenden Vorſchriften und Grundſätzen zuwiderlaufen. 


Danzig, den 12. Juni 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


159 Verordnung 
zur Regelung der Auszahlung gekündigter Geſchäftsguthaben bei gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften. 
Vom 12. Juni 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


J. Zahlungsſfriſt 
8 1 5 
(1) Eine eingetragene Genoſſenſchaft, die ein gemeinnütziges Wohnungsunternehmen iſt, kann bei 
der Spruchſtelle (8 7) beantragen, ihr eine Zahlungsfriſt für die Auszahlung der Geſchäftsguthaben zu 
bewilligen, wenn die Summe der zur Rückzahlung fälligen Geſchäftsguthaben mehr als 5 vom Hundert 
des Betrages ausmacht, mit dem in der Bilanz für das letzte Geſchäftsjahr die Geſchäftsguthaben aller 
Genoſſen ausgewieſen waren. Dies gilt nicht, wenn die Genoſſenſchaft aufgelöſt iſt. 


8 2 
(1) Die Zahlungsfriſt darf nur bewilligt werden, wenn die Genoſſenſchaft über die zur Aus⸗ 
zahlung der Geſchäftsguthaben erforderlichen Mittel nicht verfügt und auch nicht in der Lage iſt, ſie 
ſich zu Bedingungen zu verſchaffen, die ihr billigerweiſe zugemutet werden können. 
(2) Die Zahlungsfriſt kann nur längſtens bis zum 31. Dezember 1936 bewilligt Werden. 


8 3 
(1) Die Spruchſtelle ſoll, ſoweit die Lage der Genoſſenſchaft es zuläßt, die Bewilligung der 
Zahlungsfriſt von der Leiſtung von Abſchlagszahlungen abhängig machen. ; 
(2) Die Spruchſtelle kann für die Bewilligung der Zahlungsfriſt auch andere Bedingungen ſtellen, 
insbeſondere der Genoſſenſchaft eine Sicherſtellung der auszuzahlenden Geſchäftsguthaben auferlegen. N > 
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8 4 
(1) Die Spruchſtelle kann bis zur endgültigen Entſcheidung eine einſtweilige Anordnung treffen. 
Hat ein Gläubiger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren Schuldtitel, ſo kann die einſt⸗ 
weilige Anordnung auch dahin gehen, daß die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen iſt. 
(2) Gegen die einſtweilige Anordnung iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig; die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt ausgeſchloſſen. 
8 5 
(1) Die Zahlungsfriſt wirkt ſo, als ob der Gläubiger in dem Zeitpunkt, in dem die Zahlungs⸗ 
friſt beantragt wird, Stundung bewilligt hätte. 
(2) Soweit die Spruchſtelle nichts anderes beſtimmt, iſt das Geſchäftsguthaben für die Dauer 
der Stundung zum geſetzlichen Zinsfuß zu verzinſen. 


§ 6 
Hat ein Gläubiger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren Schuldtitel, ſo iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung für die Dauer der bewilligten Zahlungsfriſt unzuläſſig. 


II. Verfahren vor der Spruchſtelle 
8 7 
Spruchſtelle iſt das Amtsgericht in Danzig. 


8 8 
Soweit nicht in dieſer Verordnung etwas anderes vorgeſchrieben iſt, finden auf das Verfahren 
vor der Spruchſtelle die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit ſinngemäß Anwendung. Der Senat kann die Beſtimmungen treffen, die er zum Zwecke 
der Anpaſſung an die beſonderen Bedürfniſſe des Zahlungsfriſtverfahrens für nötig erachtet. 


8 9 
Ob und inwieweit ausgeſchiedene oder der Genoſſenſchaft noch angehörige Genoſſen anzuhören 
oder ſonſt an dem Verfahren zu beteiligen ſind, entſcheidet die Spruchſtelle nach freiem Ermeſſen. 


8 10 . 
Die Spruchſtelle kann von den Beteiligten die Glaubhaftmachung einer tatſächlichen Behauptung 
verlangen. 
8 11 
Die Entſcheidung der Spruchſtelle iſt mit Gründen zu verſehen. Die einſtweilige Anordnung auf 
Grund des § 4 bedarf keiner Begründung. 
$ 12 
(1) Die Entſcheidung ohne Gründe iſt von der Spruchſtelle in den für die Bekanntmachung von 
Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter beſtimmten Blättern zu veröffentlichen. Mit dem Ablauf des 
Tages, an dem die Bekanntmachung im Staatsanzeiger veröffentlicht iſt, gilt die Bekanntmachung als 
erfolgt. 
(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für die einſtweilige Anordnung auf Grund des 8 4. 


Ss 13 

(1) Gegen die Entſcheidung der Spruchſtelle findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Über die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde entſcheidet das Landgericht; für die Veröffentlichung ſeiner Entſcheidung gilt 8 12 
entſprechend. Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt die ſofortige weitere Beſchwerde an 
das Obergericht zuläſſig, wenn die Entſcheidung auf einer Verletzung der Verordnung beruht. 

(2) Die ſofortige Beſchwerde und die ſofortige weitere Beſchwerde ſtehen der Genoſſenſchaft, 
jedem Genoſſen ſowie jedem von der Entſcheidung betroffenen früheren Genoſſen zu. 

(3) Die Beſchwerdefriſt beträgt einen Monat. Sie beginnt mit dem Ablauf des Tages, an dem 
die Bekanntmachung der Entſcheidung als erfolgt gilt (S 12, $ 13 Abſ. 1 Satz 2 Halbſatz 2). 


Ss 14 
(1) Die ſofortige Beſchwerde kann bei der Spruchſtelle oder beim Landgericht eingelegt werden. 
Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder durch Erklärung zum Protokoll 
der Geſchäftsſtelle des zuſtändigen Gerichts oder eines Amtsgerichts. 
(2) Die ſofortige weitere Beſchwerde kann bei der Spruchſtelle, dem Landgericht oder dem 
Obergericht eingelegt werden. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder 
durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle des zuſtändigen Gerichts oder eines Amtsgerichts. 


497 


(3) Wird die Beſchwerde durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle eingelegt, jo ge: 
nügt es zur Wahrnehmung der Beſchwerdefriſt, daß die Erklärung innerhalb der Friſt erfolgt. 

(4) Erfolgt die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde oder der ſofortigen weiteren Beſchwerde durch 
Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts, ſo hat die Geſchäftsſtelle dieſes Ge⸗ 
richts innerhalb vierundzwanzig Stunden der Geſchäftsſtelle der Spruchſtelle von der Einlegung Nach⸗ 
richt zu geben. 

(5) Die Geſchäftsſtelle der Spruchſtelle darf Zeugniſſe über die Rechtskraft erſt eine Woche nach 
Ablauf der Beſchwerdefriſt erteilen. 

8 

(1) Die rechtskräftige Entſcheidung der Zu e it für die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
bindend. 

(2) Aus der rechtskräftigen Entſcheidung De Spruchſtelle über die Koſten findet die Zwangs⸗ 
vollitredung nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. 

§ 16 

Die Spruchſtelle erhebt für das Verfahren, das nach den Vorſchriften dieſer Verordnung ſtatt⸗ 
findet, Gebühren nach Maßgabe beſonders noch zu erlaſſender Beſtimmungen. Die Koſten des Ver⸗ 
fahrens vor der Spruchſtelle trägt die Genoſſenſchaft. Über die Koſten des Verfahrens auf die 
ſofortige Beſchwerde oder die ſofortige weitere Beſchwerde entſcheidet das Beſchwerdegericht nach bil⸗ 
ligem Ermeſſen. 

III. übergangsbeſtimmungen 
817 
Geſchäftsguthaben, die am 1. 5. 1934 fällig geworden ſind, gelten als bis zum 31. Juli 1934 
geſtundet. Die Vorſchriften der S 5 Abſ. 2, S 6 finden entſprechende Anwendung. 
§ 18 
Die Ausführungs- und Durchführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 
§ 19 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 15. Juni 1934 in Kraft. 


Danzig, den 12. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


160 Verordnung 
betreffend die Errichtung von Reviſionsverbänden für die Reviſion der Genoffenſchaften im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig. 
Vom 12. Juni 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: N 
Artikel ! 

8 1 

Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird ein Verband zur Reviſion der ländlichen Ge⸗ 
noſſenſchaften und ein Verband zur Reviſion der gewerblichen und Bau⸗Genoſſenſchaften errichtet. 
8 2 
Die Verbände ſind in das Vereinsregiſter einzutragen. Durch Beſchluß des Senats können a 
Körperſchaftsrechte verliehen werden. 


8 3 
Über die Zugehörigkeit zu einem Reviſionsverbande entſcheidet im Zweifelsfalle der Senat. 
28 4 
Sitz der Reviſionsverbände iſt Danzig. 
8 5 
Träger der Reviſionsverbände ſind die ihnen angeſchloſſenen Genoſſenſchaften. 
§ 6 


i Verbandsorgane ſind: 
1. Der Vorſtand. 
2. Der Verbandsausſchuß. 
3. Der Verbandstag (Mitgliederverſammlung). Fe : 
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8 7 
Die Beſtellung des Verbandsvorſtandes, des Verbandsausſchuſſes und der Reviſoren, ſowie die 
Statuten und deren Anderungen unterliegen der Genehmigung des Senats. 


Artikel II 
1. Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 15. Juni 1934 in Kraft. 
2. Die Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 


Danzig, den 12. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


161 Verordnung 
zur Anderung der Verordnung über das Genoſſenſchaftsregiſter. 
Vom 12. Juni 1934. 


Auf Grund des S 161 Abſ. 1 des Geſetzes betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, wird folgendes verordnet: 
Die Verordnung über das Genoſſenſchaftsregiſter vom 22. November 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1123) wird wie folgt geändert: 
3 Artikel ! 
1. S 6 Abſ. 2 Ziff. 2 erhält folgende Faſſung: 

„2. Die Anmeldung von Abänderungen des Statuts (Geſetz § 16) einſchließlich der An⸗ 
meldung einer Herabſetzung oder Zerlegung der Haftſumme und der Umwandlung einer Ge⸗ 
noſſenſchaft nebſt den von dem Vorſtand hierbei abzugebenden Verſicherungen (Geſetz SS 133, 
133 a, 143, 144)“. 

Im $ 7 Abſ. 1 und Abſ. 4 elt es ſtatt „§ 33 Abſ. 2“ künftig „§S 33 Abſ. 2, 3“. 
. Im $ 15 Abſ. 1 heißt es ſtatt „S 131 Abi. 2 Satz 1“ künftig „§ 131 Abſ. 2“. 
4. Im $ 21 Abſ. 2 heißt es ſtatt „Geſetz S 116“ künftig „Geſetz S 115 e Abi. 2 Ziffer 7, 
g 8 118 
5. § 29 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
„Bei der Eintragung eines Genoſſen, der nach der Anmeldung des Statuts der Genoſſenſchaft 
beitritt, hat das Gericht zu prüfen, ob die Beitrittserklärung (Geſetz § 15) die Unterichrift des 
Genoſſen trägt, eine unbedingte iſt und die in den 88 120, 131 à des Geſetzes vorgeſchriebene 
Bemerkung enthält, ſowie ob die Einreichung ordnungsmäßig durch den Vorſtand erfolgt iſt (§ 7 
dieſer Vorſchriften).“ ; 
6. Im $ 30 Abſ. 1 werden dem erſten Satz die Worte angefügt: „oder bei denen die Zerlegung 
des Geſchäftsanteils in gleiche Teile beſchloſſen worden iſt (Geſetz 8 133 a).“ 
7. Im $ 30 werden die Abſätze 2 bis 4 in folgender Weiſe zuſammengefaßt: 
„Iſt ein Genoſſe auf mehrere Geſchäftsanteile beteiligt, ſo erfolgt die Eintragung auf 
Grund der von dem Vorſtand eingereichten Beteiligungserklärung des Genoſſen und der ſchrift⸗ 
lichen Verſicherung des Vorſtandes, daß die übrigen Geſchäftsanteile des Genoſſen erreicht ſeien. 
Bei der Einreichung der Urkunden iſt die Nummer anzugeben, unter welcher der Genoſſe in die 
Liſte eingetragen iſt. Hinſichtlich der Prüfung der Urkunden finden die Vorſchriften des § 29 
Abſ. 3, 4 entſprechende Anwendung.“ 
8. Im $ 30 wird hinter dem neuen Abſ. 2 folgender Abſatz eingefügt: 
„Im Falle der Zerlegung des Geſchäftsanteils in gleiche Teile (Geſetz 8 133 a) erfolgt 
die RE auf Grund der Eintragung des Beſchluſſes über die Zerlegung.“ 


Artikel lI 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 15. Juni 1934 in Kraft. 


Danzig, den 12. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


S p 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


